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Hauptsatzung der Stadt Herne 
(HAUPTSATZUNG) 
vom 10. Mai 2016 

1. Änderung durch Satzung vom 07.12.2016 
2. Änderung durch Satzung vom 17.07.2017 
3. Änderung durch Satzung vom 19.12.2017 
4. Änderung durch Satzung vom 26.03.2018 

Aufgrund des § 7 Abs. 3 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25.06.2015 (GV. NRW. S. 496), hat der Rat 
der Stadt am 3. Mai 2016 folgende Satzung beschlossen: 

 

I.  STADTGEBIET UND WAHRZEICHEN 
 

§ 1 
Stadtgebiet 

(1) Das Stadtgebiet wird in die Stadtbezirke Wanne, Eickel, Herne-Mitte und Sodingen 
eingeteilt. 

(2) Stadtgebiet und Stadtbezirke ergeben sich aus dem der Urschrift dieser Satzung 
beigefügten Stadtplan. 

§ 2 
Wahrzeichen 

(1) Das Stadtwappen zeigt in Gold ein schwarzes, springendes Pferd, links darüber 
ins Kreuz gestellte Schlägel und Eisen. 

(2) Die Flagge ist in drei Bahnen im Verhältnis 2 : 3 : 2 von Gelb zu Schwarz zu Gelb 
längsgestreift und zeigt in der Mitte der schwarzen Bahn das Stadtwappen im Schild. 

(3) Das Siegel zeigt, schwarz-weiß angelegt, das Wappen und trägt die Umschrift 
STADT HERNE. Es entspricht dem in der Urschrift dieser Satzung abgedruckten Siegel. 

 

II.  DER RAT UND SEINE AUSSCHÜSSE, BEZIRKSVERTRETUNGEN 
 

§ 3 
Bezeichnung des Rates und der Ratsmitglieder 

(1) Der Rat wird als „Rat der Stadt“, die Ratsmitglieder werden als „Stadtverordnete“ 
bezeichnet.  

(2) Die ehrenamtlichen Stellvertreterinnen und Stellvertreter des Oberbürgermeisters / 
der Oberbürgermeisterin führen die Bezeichnung "Bürgermeisterin" bzw. "Bürgermeister".  
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§ 4 
Zuständigkeit des Rates der Stadt 

(1) Der Rat der Stadt entscheidet in den kraft Gesetzes nicht übertragbaren Angele-
genheiten. In übertragbaren Angelegenheiten kann er sich im Einzelfall die Entscheidung 
vorbehalten.  

(2) Er behält sich die Entscheidung vor  

a) über die Verfügung über Gemeindevermögen, soweit es sich nicht um Geschäfte der 
laufenden Verwaltung oder der laufenden Betriebsführung handelt und nicht ein Be-
triebsausschuss, der Immobilienausschuss oder eine Bezirksvertretung zuständig ist,  

b) über die Vornahme von Schenkungen sowie die Hingabe von Darlehen der Gemeinde, 
soweit es sich nicht um Geschäfte der laufenden Verwaltung handelt,  

c) über Richtlinien zum Umbau und zur Ausstattung von öffentlichen Einrichtungen, wenn 
er dies im Einzelfall für erforderlich hält.   
§ 6 Abs. 6 bleibt unberührt. 

(3) Er kann sich vorbehalten den Erwerb, die Veräußerung und die Belastung von 
Grundstücken, soweit es sich nicht um Geschäfte der laufenden Verwaltung oder der lau-
fenden Betriebsführung handelt und nicht ein Betriebsausschuss, der Immobilienausschuss 
oder eine Bezirksvertretung zuständig ist. 

(4) Verträge der Stadt mit Stadtverordneten, anderen Mitgliedern von Ausschüssen, 
Mitgliedern der Bezirksvertretungen, dem Oberbürgermeister / der Oberbürgermeisterin 
und den Beigeordneten bedürfen außer in den Fällen des § 6 Abs. 5 der Genehmigung 
durch den Rat der Stadt. 
Nicht der Genehmigung bedürfen Verträge, wenn sie 

1. nach einem bestimmten für die Stadt verbindlichen Tarif oder 

2. aufgrund einer Ausschreibung abgeschlossen werden, bei der der Zuschlag dem Min-
destfordernden erteilt wird, oder  

3. Mietwohnungsangelegenheiten betreffen. 

§ 5 
Bildung von Ausschüssen 

 
Der Rat der Stadt bildet einen Haupt- und Personalausschuss, einen Ausschuss für Finan-
zen und Beteiligungen sowie einen Rechnungsprüfungsausschuss. Bei Bedarf kann er wei-
tere Ausschüsse bilden.  

§ 6 
Zuständigkeit des Haupt- und Personalausschusses 

(1) Der Haupt- und Personalausschuss entscheidet  

1. in allen übertragbaren Angelegenheiten des Rates der Stadt, die nicht kraft Gesetzes 
als auf den Oberbürgermeister / die Oberbürgermeisterin übertragen gelten, soweit 
nicht der Rat der Stadt die Zuständigkeit für die Entscheidung durch diese Satzung auf 
den Oberbürgermeister / die Oberbürgermeisterin oder durch die Zuständigkeitsord-
nung auf einen anderen Ausschuss übertragen hat,  

2. in den Fällen des § 68 Nr. 2 und des § 69 Abs. 6 des Landespersonalvertretungsge-
setzes. Soweit es sich um abgrenzbare Angelegenheiten der Eigenbetriebe / eigenbe-
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triebsähnlichen Einrichtungen handelt, tritt anstelle des Haupt- und Personalaus-
schusses ein Betriebsausschuss,  

3. in Angelegenheiten des Denkmalschutzes, wenn deren Bedeutung wesentlich über 
einen Stadtbezirk hinausgeht und nicht der Oberbürgermeister / die Oberbürgermeis-
terin zuständig ist.   
Zu den Beratungen dieser Angelegenheiten können für die Denkmalpflege sachver-
ständige Bürgerinnen und Bürger mit beratender Stimme geladen werden.  

4. über die von der Stadt als Trägerin öffentlicher Belange nach dem Baugesetzbuch 
abzugebenden Stellungnahmen (§ 2 BauGB), wenn die Stadt durch planungsrechtlich 
erhebliche Auswirkungen betroffen ist.  

5. Widersprüche des Naturschutzbeirates zu beabsichtigten Befreiungen der Unteren 
Naturschutzbehörde gemäß § 75 Abs. 1 Landesnaturschutzgesetz.  

6. über Vergaben nach den Allgemeinen Bestimmungen für die Vergabe von Leistungen 
(VOL/A) für die allgemeine Verwaltung (außer Hochbaumaßnahmen), wenn die Auf-
wendungen/Auszahlungen 200.000 € sowie die sonstigen Vergaben für die allgemeine 
Verwaltung (außer Hochbaumaßnahmen) - wie Ingenieur-, Architekten- und Gut-
achterleistungen -, wenn die Aufwendungen/Auszahlungen 40.000 € übersteigen.  

 
Der Rat der Stadt kann sich für einen Einzelfall die Entscheidung vorbehalten.  

(2) Ist der Haupt- und Personalausschuss für die Entscheidung und ein anderer Aus-
schuss für die Beratung einer Angelegenheit zuständig, darf der Haupt- und Personalaus-
schuss - außer in dringenden Einzelfällen - erst entscheiden, wenn der Empfehlungsbe-
schluss des anderen Ausschusses gefasst ist.  

(3) Anstelle der zuständigen freiwilligen Ausschüsse des Rates der Stadt - mit Aus-
nahme eines Betriebsausschusses - kann der Haupt- und Personalausschuss in dringen-
den Einzelfällen entscheiden; sofern der Rat der Stadt die Entscheidung zu treffen hat, 
kann der Haupt- und Personalausschuss anstelle des Fachausschusses den Empfeh-
lungsbeschluss fassen. Das gleiche gilt, soweit sonstige Ausschüsse durch die Hauptsat-
zung oder die Zuständigkeitsordnung zugewiesene Aufgaben wahrnehmen.  

(4) Der Haupt- und Personalausschuss berät alle Angelegenheiten der Aufgabenkritik. 
Zur Aufgabenkritik gehören insbesondere:  

a) die Untersuchung von Möglichkeiten, den Aufgabenbestand einzuschränken oder den 
Aufgabenzuwachs zu erschweren (Zweckkritik) und  

b) die Erarbeitung von Anregungen zur Optimierung der Aufgabenerfüllung (Vollzugs-
kritik). 

(5)  Der Haupt- und Personalausschuss berät außerdem über alle 
ten - mit Ausnahme der wirtschaftlichen Beteiligungen -, für deren Entscheidung der Rat 
der Stadt zuständig ist oder deren Entscheidung er sich im Einzelfall vorbehält. Ausge-
nommen sind  

1. Wahlen (§ 41 Abs. 1 Buchstaben b) und c) GO NRW), 

2. die Feststellung des Jahresabschlusses und die Entlastung des Oberbürgermeisters / 
der Oberbürgermeisterin (§ 96 GO NRW), 

3. die Entscheidung über die Art der Unterrichtung der Einwohnerinnen und Einwohner 
(§ 14 Abs. 1),  

4. die Angelegenheiten des Ausschusses für Finanzen und Beteiligungen nach § 2 
Abs. 2 Zuständigkeitsordnung mit Ausnahme des Stellenplanes,  

5. die Genehmigung von Dringlichkeitsentscheidungen und 
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6. selbständige Anträge, die aus zeitlichen Gründen nicht vorberaten werden können. 

(6) Verträge im Sinne des § 4 Abs. 2 Buchstaben a) und b) bedürfen der Genehmi-
gung durch den Haupt- und Personalausschuss, wenn 

1. sie aufgrund der Schätzungsurkunde eines/einer vereidigten Sachverständigen abge-
schlossen werden, oder 

2. die vereinbarte Gegenleistung den Betrag von 2.000 € im Einzelfall oder bei regelmä-
ßig wiederkehrenden Leistungen den Betrag von 5.000 € im Jahr nicht übersteigt. 

§ 7 
Ausschuss für Bürgereingaben 

(1) Anregungen und Beschwerden nach § 24 GO NRW, die an den Rat der Stadt ge-
richtet und nicht von bezirklicher Bedeutung sind (Eingaben), nimmt der Ausschuss für 
Bürgereingaben entgegen.  

(2) Der Ausschuss für Bürgereingaben berät über jede Eingabe, wenn es sich nicht 
um einen Fall der unentziehbaren Zuständigkeit eines Ausschusses oder des Oberbürger-
meisters / der Oberbürgermeisterin oder um einen Rechtsbehelf handelt. Eingaben, über 
die der Ausschuss für Bürgereingaben nicht berät, leitet er ohne Stellungnahme zur Sache 
an die zuständige Stelle weiter. Rechtsbehelfe werden sofort nach Eingang bei der Ge-
schäftsstelle des Ausschusses für Bürgereingaben an den zuständigen Fachbereich abge-
geben. Der Ausschuss für Bürgereingaben und der Antragsteller / die Antragstellerin erhal-
ten davon Nachricht.  

(3) In Angelegenheiten, in denen der Ausschuss für Bürgereingaben berät, ist der 
Oberbürgermeister / die Oberbürgermeisterin als zuständige Verwaltungsbehörde zur Stel-
lungnahme aufzufordern. Stellungnahmen können auch von dem Rat der Stadt, den Aus-
schüssen und den Bezirksvertretungen eingeholt werden, wenn und soweit eine Zustän-
digkeit dieser Gremien gegeben ist. Ist der Ausschuss für Bürgereingaben für die Beratung 
zuständig, hat die bzw. der Vorsitzende das Recht auf Akteneinsicht. Der Ausschuss hat 
sich zu der Eingabe durch Beschluss zu äußern und ist berechtigt, eine Empfehlung ge-
genüber der zuständigen Stelle auszusprechen.  

4) Sobald der Ausschuss für Bürgereingaben sich abschließend mit einer Angelegen-
heit befasst hat, ist die Antragstellerin bzw. der Antragsteller zu unterrichten. Eine Begrün-
dung ist nicht erforderlich. Die Unterrichtung erfolgt durch die Geschäftsstelle.  

(5) Der Ausschuss für Bürgereingaben berät in Angelegenheiten des § 25 GO NRW 
(Einwohnerantrag) und des § 26 GO NRW (Bürgerbegehren und Bürgerentscheid).  

§ 8 
Ehrenamtlicher Bürgerbeauftragter / ehrenamtliche Bürgerbeauftragte 

(1) Der / Die Bürgerbeauftragte wird vom Rat der Stadt grundsätzlich für die Dauer der 
laufenden Wahlperiode bestellt. Er / Sie nimmt sein / ihr Amt als eigenständige Aufgabe in 
Ergänzung des kommunalen Eingabewesens im Wege einer ehrenamtlichen Tätigkeit 
wahr.  

(2) Der / Die Bürgerbeauftragte ist unabhängiger / unabhängige und neutraler / neutra-
le Ansprechpartner / Ansprechpartnerin für alle Bürgerbeschwerden und -anregungen. Er / 
Sie nimmt gegenüber den bürgerschaftlichen Gremien und der Verwaltung eine Vermittler-
funktion wahr. Er / Sie ist an Weisungen nicht gebunden. Die Zuständigkeiten des Aus-
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schusses für Bürgereingaben (§ 7) und der Bezirksvertretungen (§ 11 Abs. 2 Nr. 11) blei-
ben unberührt.  

(3) Der / Die Bürgerbeauftragte hat ein originäres Anhörungsrecht im Ausschuss für 
Bürgereingaben. Im Rat der Stadt, seinen Ausschüssen, den Bezirksvertretungen, Beiräten 
und gegenüber dem Oberbürgermeister / der Oberbürgermeisterin hat er / sie insoweit ein 
Anhörungsrecht, wie dies zur Erfüllung seiner / ihrer Aufgaben notwendig ist.  

Er / Sie hat einmal jährlich dem Ausschuss für Bürgereingaben über seine Tätigkeit zu be-
richten.  

(4) Für die ehrenamtliche Tätigkeit des/der Bürgerbeauftragten (einschließlich der 
Teilnahme an den Sitzungen des Ausschusses für Bürgereingaben) wird ein pauschalierter 
Ersatz für entstandene Auslagen im Rahmen der gesetzlichen Regelungen des § 33 der 
GO NRW in Höhe von vierteljährlich 275,00 € gezahlt.  

§ 9 
Zuständigkeit der übrigen Ausschüsse 

Die Zuständigkeit der übrigen Ausschüsse des Rates der Stadt wird, soweit sie nicht durch 
Gesetz oder die Rechnungsprüfungsordnung geregelt ist, durch die Zuständigkeitsordnung 
festgelegt.  

§ 10 
Bezirksvertretungen 

(1) Die Mitglieder der Bezirksvertretungen werden als Bezirksverordnete bezeichnet. 
Die Vorsitzenden führen die Bezeichnung Bezirksbürgermeisterin / Bezirksbürgermeister.  

(2) Die Bezirksvertretungen bestehen im Stadtbezirk  
Wanne aus 15,  
Eickel  aus 15,  
Herne-Mitte aus 17  und  
Sodingen aus 15  
Bezirksverordneten.  

§ 11 
Zuständigkeit der Bezirksvertretungen 

(1) Die Bezirksvertretungen entscheiden und beraten unter Beachtung der Belange 
der gesamten Stadt und im Rahmen der vom Rat der Stadt erlassenen Allgemeinen Richt-
linien. 

(2) Sie sind in allen Angelegenheiten für die Entscheidungen zuständig, deren Bedeu-
tung nicht wesentlich über den Stadtbezirk hinausgeht und deren Entscheidung weder dem 
Rat der Stadt noch dem Oberbürgermeister / der Oberbürgermeisterin vorbehalten ist.  

Danach sind die Bezirksvertretungen insbesondere zuständig für 

  1. die Planung und Durchführung von Tiefbaumaßnahmen (soweit es sich um Maßnah-
men handelt, die in die Zuständigkeit der Gemeinde fallen) und Maßnahmen des Gar-
ten- und Landschaftsbaus wie 

a) Neubau, Veränderung oder Instandsetzung von Straßen, Wegen und Plätzen ein-
schließlich verkehrsberuhigender Maßnahmen, von Grün- und Parkanlagen, Fried-
höfen, Dauerkleingärten sowie von Lichtzeichenanlagen, 
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b) Neu-, Um- und Ausbau von Kinderspielplätzen, Sportstätten und Außenanlagen an 
Schulen,  

wenn der Wert der Maßnahme jeweils 15.000 € übersteigt,  

  2.  die Planung und Durchführung von Hochbaumaßnahmen für den Neu-, Um- und Aus-
bau von öffentlichen Einrichtungen (wie z. B. Schulen, Sporthallen, Umkleidegebäude, 
Verwaltungsgebäude etc.) sowie die Durchführung von Maßnahmen zur Unterhaltung 
und die Ausstattung von öffentlichen Einrichtungen nach erfolgter Planung im Ergeb-
nis-/Finanzplan, wenn der Wert der Maßnahme 15.000 € übersteigt,  

  3. die Entscheidung über die Verfügung von Gemeindevermögen und den Erwerb, die 
Veräußerung und Belastung von Grundstücken, soweit der Wert 15.000 € übersteigt 
und das Rechtsgeschäft nicht im Zusammenhang mit einer Maßnahme der Wirt-
schaftsförderung oder eines Eigenbetriebes / einer eigenbetriebsähnlichen Einrichtung 
steht,  

  4. die Einziehung und Teileinziehung von öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen, 
wenn kein Zusammenhang mit Maßnahmen überbezirklicher Bedeutung besteht, 

  5. die Angelegenheiten des Denkmalschutzes,  

  6. die Benennung (Umbenennung) öffentlicher Einrichtungen wie z. B. Sportanlagen, 
Friedhöfe und Schulen nach Absprache mit dem Ältestenrat,  

  7. die Benennung (Umbenennung) von öffentlichen Straßen, Wegen, Plätzen, Park- und 
Grünanlagen nach Absprache mit dem Ältestenrat, 

  8. die Vergaben nach der Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB/A) und 
den Allgemeinen Bestimmungen für die Vergaben von Leistungen (VOL/A) - außer 
Hochbaumaßnahmen -, wenn die Aufwendungen/Auszahlungen 200.000 € überstei-
gen und nicht ein Betriebsausschuss zuständig ist, 

  9. die sonstigen Vergaben - außer Hochbaumaßnahmen -, wie Ingenieur-, Architekten- 
und Gutachterleistungen, wenn die Aufwendungen/Auszahlungen 40.000 € überstei-
gen und nicht ein Betriebsausschuss zuständig ist,  

10. die Behandlung von Anregungen und Beschwerden in Angelegenheiten von bezirkli-
cher Bedeutung (Eingaben gem. § 24 GO NRW).  

(3) Zu den Aufgaben der Bezirksvertretungen gehören insbesondere nicht  

1. die Planung und Durchführung von Hochbaumaßnahmen für den Neu-, Um- und Aus-
bau sowie die Unterhaltung und Ausstattung von Kindergärten und Jugendheimen,  

2.  die Einrichtung eines Vorstellungsgremiums zur Besetzung der Stellen von Schulleite-
rinnen und Schulleitern gem. § 61 Abs. 1 Schulgesetz NRW sowie die Benennung von 
Mitgliedern für dieses Gremium,  

 

3.  Vorschläge gegenüber der oberen Schulaufsichtsbehörde zur Besetzung der Stellen 
von Schulleiterinnen und Schulleitern gem. § 61 Abs. 2 Schulgesetz NRW.  

(4) Hinsichtlich der Geschäfte der laufenden Verwaltung gilt § 37 Abs. 1 Satz 4 GO 
NRW.  

§ 12 
Integrationsrat 

(1) Die Interessen von Menschen mit Migrationshintergrund werden durch einen Integ-
rationsrat gewahrt. Er kann sich mit allen Angelegenheiten der Gemeinde befassen und 
hierzu Anregungen und Stellungnahmen abgeben. Er soll zu Fragen, die ihm vom Rat der 
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Stadt, einem Ausschuss, einer Bezirksvertretung oder dem Oberbürgermeister / der Ober-
bürgermeisterin vorgelegt werden, Stellung nehmen.  

(2) Der Integrationsrat besteht aus 23 Mitgliedern. Davon werden 15 Mitglieder durch 
Urwahl gewählt. 8 Mitglieder sind vom Rat der Stadt benannte Stadtverordnete. Alle Mit-
glieder haben Stimmrecht. Bei Bedarf kann der Integrationsrat Vertreterinnen und Vertreter 
anderer Organisationen bzw. Vertreterinnen und Vertreter nicht im Integrationsrat vertrete-
ner Nationalitäten beratend zu den Sitzungen hinzuziehen. 

(3) Der Integrationsrat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden / eine Vorsitzende 
und eine/n oder mehrere Stellvertreter / Stellvertreterinnen.  

(4) Zur Unterstützung der bzw. des Vorsitzenden kann ein Gremium gebildet werden. 
Die Mitglieder werden aus dem Kreis aller Mitglieder des Integrationsrates gewählt.  

(5) Der Integrationsrat ist in den Beratungsweg für die bürgerschaftlichen Gremien 
einzubeziehen. 

(6) Auf Vorschlag des Integrationsrates kann der Rat der Stadt sachkundige Einwoh-
nerinnen und Einwohner als Vertreter / Vertreterinnen der ausländischen Bevölkerung für 
die Fachausschüsse bestellen.  

§ 13 
Beiräte 

Der Rat der Stadt richtet folgende Beiräte ein: 

-  Beirat für die Belange von Menschen mit Behinderungen (Behindertenbeirat) 

-  Beirat für Seniorinnen und Senioren 

-  Naturschutzbeirat 

Sie geben sich eine Geschäftsordnung. 

§ 14 
Unterrichtung der Einwohner / Einwohnerinnen 

(1) In allgemein bedeutsamen Angelegenheiten der Stadt Herne entscheidet der Rat 
der Stadt, ob eine Einwohnerversammlung anzuberaumen ist. Die Behandlung dieser Fra-
ge durch eine Bezirksvertretung oder einen Ausschuss ist nicht statthaft. Vor der Entschei-
dung des Rates der Stadt muss der für die erstmalige Beratung zuständige Ausschuss 
(Fachausschuss) mit dem Gegenstand der Einwohnerversammlung befasst worden sein.  
 
Wird eine Einwohnerversammlung nicht abgehalten, hat der Rat der Stadt eine andere Art 
der Unterrichtung zu bestimmen. 

(2) Die Einwohnerversammlung wird außerhalb einer Sitzung abgehalten. Den Vorsitz 
führt der Oberbürgermeister / die Oberbürgermeisterin, wenn nicht der Rat der Stadt be-
schließt, dass die Versammlung unter dem Vorsitz der Bezirksbürgermeisterin bzw. des 
Bezirksbürgermeisters des Stadtbezirks, in dem das Vorhaben verwirklicht werden soll, 
abgehalten wird.  

(3) Die / Der Vorsitzende lädt durch öffentliche Bekanntmachung nach § 23 zu der 
Versammlung ein. Zwischen der Bekanntmachung und der Versammlung sollen sechs Ka-
lendertage liegen. In der Bekanntmachung ist die Angelegenheit näher zu bezeichnen. Die 
Stadtverordneten, die Bezirksverordneten, in deren Stadtbezirk das Vorhaben verwirklicht 
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werden soll, und die sachkundigen Bürgerinnen und Bürger des Fachausschusses sind 
entsprechend § 4 der Geschäftsordnung einzuladen.  

(4) Die / Der Vorsitzende, der Oberbürgermeister / die Oberbürgermeisterin, der / die 
zuständige Beigeordnete oder eine Beauftragte / ein Beauftragter stellt in der Versamm-
lung die Angelegenheit vor.  

(5) §§ 14 Abs. 1, 20 Abs. 1 und 2, 22 Abs. 5 der Geschäftsordnung gelten entspre-
chend. Die / Der Vorsitzende kann einen Redner / eine Rednerin, der / die fünf Minuten 
gesprochen hat, unterbrechen und ihm / ihr nach weiteren zwei Minuten das Wort entzie-
hen. Jedem Redner / Jeder Rednerin kann nur zweimal das Wort erteilt werden.  

§ 15 
Einwohnerantrag, Bürgerbegehren, Bürgerentscheid 

(1) Einwohnerinnen und Einwohner, die seit mindestens drei Monaten in Herne woh-
nen und das 14. Lebensjahr vollendet haben, können beantragen, dass der Rat der Stadt 
über eine bestimmte Angelegenheit, für die er gesetzlich zuständig ist, berät und entschei-
det (Einwohnerantrag). Der Einwohnerantrag kann auch an eine Bezirksvertretung gerich-
tet werden, wenn es sich um eine Angelegenheit handelt, für die die Bezirksvertretung zu-
ständig ist. Das Nähere regelt § 25 GO NRW. 

(2) Die Bürgerinnen und Bürger können beantragen (Bürgerbegehren), dass sie an-
stelle des Rates der Stadt über eine Angelegenheit der Gemeinde selbst entscheiden 
(Bürgerentscheid). Der Rat der Stadt kann mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der gesetz-
lichen Zahl der Mitglieder beschließen, dass über eine Angelegenheit der Gemeinde ein 
Bürgerentscheid stattfindet (Ratsbürgerentscheid). Bürgerbegehren und Bürgerentscheid 
können auch in einem Stadtbezirk durchgeführt werden, wenn es sich um Angelegenheiten 
handelt, für die die Bezirksvertretung zuständig ist. Zulässigkeit und Verfahren von Bürger-
begehren und Bürgerentscheid richten sich nach § 26 GO NRW und der vom Rat der Stadt 
erlassenen Satzung zur Durchführung von Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden. 

§ 16 
Recht auf Akteneinsicht 

(1) Stadt- und Bezirksverordnete haben gemäß § 55 GO NRW ein Informations- und 
Akteneinsichtsrecht.  

(2) Das Verlangen auf Akteneinsicht ist an den Oberbürgermeister / die Oberbürger-
meisterin oder die zuständige Beigeordnete bzw. den zuständigen Beigeordneten zu rich-
ten.   
Die Mitnahme von Akten ist nicht gestattet. Ein Anspruch auf das Fertigen von Abschriften 
oder Kopien besteht nicht. Dritte sind von der Teilnahme an der Akteneinsicht ausge-
schlossen.  

§ 17 
Ersatz des Verdienstausfalls und Aufwandsentschädigung 

(1) Der den Stadtverordneten, den anderen Mitgliedern von Ausschüssen und den 
Bezirksverordneten zu ersetzende Verdienstausfall ist in § 45 der Gemeindeordnung NRW 
in Verbindung mit der Entschädigungsverordnung NRW (EntschVO) geregelt. 

Regelstundensatz und Höchstbetrag je Stunde richten sich nach § 3a EntschVO. Der 
Stundensatz für die Haushaltsentschädigung wird auf den Regelstundensatz gem. § 3a 
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EntschVO festgelegt. 

Die Abrechnung erfolgt minutengenau.  

(2) Als Aufwandsentschädigung für Stadtverordnete werden ein monatlicher Pau-
schalbetrag, ferner für die Teilnahme an Sitzungen  

- des Rates der Stadt, 

- der Ausschüsse des Rates der Stadt  

- des Ältestenrates, 

- der vom Rat der Stadt oder seinen Ausschüssen gebildeten Beiräte und Arbeitsgrup-
pen, 

- der Fraktionen und von Teilen der Fraktionen sowie der Gruppen im Rat der Stadt 

- des verfahrensbegleitenden Ausschusses Regionaler Flächennutzungsplan (RFNP) 

ein Sitzungsgeld gewährt. Bezirksverordnete erhalten als Aufwandsentschädigung einen 
monatlichen Pauschalbetrag. Bezirksbürgermeisterinnen bzw. Bezirksbürgermeister, die 1. 
und 2. stellvertretenden Bezirksbürgermeisterinnen bzw. Bezirksbürgermeister und die 
Vorsitzenden der Fraktionen der Bezirksvertretungen erhalten eine zusätzliche monatliche 
Aufwandsentschädigung.  

(3) Sachkundige Bürgerinnen und Bürger und sachkundige Einwohnerinnen und Ein-
wohner erhalten für die im Rahmen ihrer Mandatsausübung erforderliche Teilnahme an 
Sitzungen  

- der Ausschüsse des Rates der Stadt, 

- der vom Rat der Stadt oder seinen Ausschüssen gebildeten Beiräte und Arbeitsgrup-
pen, 

- der Fraktionen und von Teilen der Fraktionen sowie der Gruppen im Rat der Stadt  

ein Sitzungsgeld.  

Für die Teilnahme an Sitzungen der Fraktionen und von Teilen der Fraktionen erhalten 
sachkundige Bürgerinnen und Bürger sowie sachkundige Einwohnerinnen und Einwohner 
als stellvertretende Mitglieder unabhängig vom Eintritt des Vertretungsfalles ein Sitzungs-
geld. 

(4) Die Mitglieder des Integrationsrates erhalten für die im Rahmen ihrer Mandatsaus-
übung erforderliche Teilnahme an Sitzungen ein Sitzungsgeld nach Abs. 3. Sie haben An-
spruch auf Ersatz des Verdienstausfalls nach Maßgabe des Abs. 1.  

 

(5) Dauert eine Sitzung länger als sechs Stunden, wird ein weiteres Sitzungsgeld ge-
währt. Die Anzahl der ersatzpflichtigen Fraktionssitzungen wird auf 65 pro Jahr beschränkt.  

(6) Den Stadtverordneten, den Bezirksverordneten sowie den sachkundigen Bürgerin-
nen und Bürgern und sachkundigen Einwohnerinnen und Einwohnern werden die Fahrkos-
ten (§ 5 Entschädigungsverordnung) und die Kinderbetreuungskosten (§ 45 Abs. 3 GO  
NRW) erstattet. Kinderbetreuungskosten werden in der Regel bis zum vollendeten 14. Le-
bensjahr gezahlt. 

(7) Als zusätzliche monatliche Aufwandsentschädigung erhalten erste Stellvertreterin-
nen bzw. Stellvertreter des Oberbürgermeisters / der Oberbürgermeisterin den dreifachen, 
zweite und weitere Stellvertreterinnen bzw. Stellvertreter des Oberbürgermeisters / der 
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Oberbürgermeisterin den eineinhalbfachen, die Vorsitzenden der Ratsfraktionen mit mehr 
als 8 Mitgliedern den dreifachen, die Vorsitzenden der übrigen Ratsfraktionen den zweifa-
chen, die stellvertretenden Vorsitzenden der Ratsfraktionen den eineinhalbfachen, Aus-
schussvorsitzende mit Ausnahme des Wahlprüfungsausschusses den einfachen Betrag 
des nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe a) der EntschVO vorgesehenen Pauschalbetrages für 
Ratsmitglieder. 

Die Voraussetzungen des § 46 GO NRW sind zu beachten. 

Gemäß § 4 Abs. 2 EntschVO ist die Höhe der Aufwandsentschädigungen (einschließlich 
der Sitzungsgelder) die nebeneinander bezogen werden können, insgesamt auf den        
5-fachen Satz des Betrages der Aufwandsentschädigung für Mitglieder kommunaler Vertre-
tungen in Gemeinden gleicher Größe nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe a) begrenzt.  

(8) Die Höhe der Aufwandsentschädigungen und der Sitzungsgelder richtet sich nach 
der Entschädigungsverordnung. 

 

III.  DIE VERWALTUNG 
 

§ 18 
Zuständigkeit des Oberbürgermeisters / der Oberbürgermeisterin 

(1) Zu den Geschäften der laufenden Verwaltung, die als auf den Oberbürgermeister / 
die Oberbürgermeisterin übertragen gelten, gehören auch  

  1. die Rechts- und Verwaltungsgeschäfte, die aufgrund gesetzlicher oder vertraglicher 
Ermächtigung oder Verpflichtung vorgenommen werden,  

  2. der Erwerb und die Veräußerung von Grundstücken sowie die Bestellung, Aufhebung 
und Ausübung von privatrechtlichen Vor-, An- und Wiederkaufsrechten an städtischen 
Grundstücken oder anderen Grundstücken zugunsten der Stadt, wenn der jeweilige 
Kaufpreis 15.000 € nicht übersteigt,  

  3. die Bestellung, Änderung, Übertragung und Aufhebung von Dienstbarkeiten, Baulas-
ten sowie Erbbaurechten an städtischen Grundstücken und anderen Grundstücken 
zugunsten der Stadt jeweils im Wert bis zu 15.000 € einschließlich, wobei für die 
Wertbestimmung der Gesamtbetrag der auf der Basis des Verkehrswertes zu errech-
nenden Gegenleistung, bei wiederkehrenden Gegenleistungen das 15-fache des Jah-
resbetrages maßgeblich ist, 

  4. der Erwerb von öffentlichen Verkehrsflächen als Träger der Straßenbaulast auf Antrag 
von Grundstückseigentümern in unbeschränkter Höhe, 

  5. die Ausübung gesetzlicher Vorkaufsrechte,  

  6. die Eintragung von Denkmälern in die Denkmalliste,  

  7. die Planung und Durchführung von Tiefbaumaßnahmen (soweit es sich um Maßnah-
men handelt, die in die Zuständigkeit der Gemeinde fallen) und Maßnahmen des Gar-
ten- und Landschaftsbaus wie  

a) Neubau, Veränderung oder Instandsetzung von Straßen, Wegen und Plätzen ein-
schließlich verkehrsberuhigender Maßnahmen, von Grün- und Parkanlagen, Fried-
höfen, Dauerkleingärten sowie von Lichtzeichenanlagen,  

b) Neu-, Um- und Ausbau von Kinderspielplätzen, Sportstätten und Außenanlagen an 
Schulen,  

c) die Unterhaltung und Ausstattung von öffentlichen Einrichtungen, Pflege des Orts-
bildes, Festlegung der Reihenfolge der Arbeiten zum Um- und Ausbau sowie zur 
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Unterhaltung und Instandsetzung von Straßen, Wegen und Plätzen, einschließlich 
der Straßenbeleuchtung, soweit es sich nicht um die Verkehrssicherungspflicht 
handelt, 

wenn ihr Wert jeweils 15.000 € nicht übersteigt,  

  8. die Planung und Durchführung von Hochbaumaßnahmen für den Neu-, Um- und Aus-
bau von öffentlichen Einrichtungen (wie z. B. Schulen, Sporthallen, Umkleidegebäude, 
Verwaltungsgebäude etc.), wenn ihr Wert jeweils 15.000 € nicht übersteigt.  

  9. Vergaben nach der Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB/A) und 
den Allgemeinen Bestimmungen für die Vergabe von Leistungen (VOL/A), wenn die 
Aufwendungen/Auszahlungen 200.000 € nicht übersteigen,  

10. die sonstigen Geschäfte, deren Wert 40.000 € nicht übersteigt.  
 
Bei den Nrn. 7 bis 10 gelten mehrere Geschäfte, die zueinander in einem engen wirtschaft-
lich-technischen objektbezogenen Zusammenhang stehen, als ein Geschäft im vorbe-
zeichneten Sinn. Für die Bewertung von Vergleichen ist der von der Stadt nachgelassene 
oder anerkannte Betrag maßgebend.  

(2) Von den übertragbaren Angelegenheiten werden auf den Oberbürgermeister / die 
Oberbürgermeisterin übertragen:  

1. die Anordnung und Vollziehung aller zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung erforderlichen Maßnahmen nach den gesetzlichen Vorschriften, insbe-
sondere der Maßnahmen zur Bekämpfung von Katastrophen, von ansteckenden oder 
übertragbaren Krankheiten und von Tierseuchen, 

2. der Erlass von Tierseuchenverordnungen, 

3. die Stundung sowie die befristete und unbefristete Niederschlagung von Geldforde-
rungen, 

4. der Erlass von Geldforderungen bis 15.000 €, 

5. die Entscheidung, ob ein wichtiger Grund im Sinne des § 29 GO NRW vorliegt, 

6. die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten, 

7. die Entscheidung über Widersprüche und andere Rechtsbehelfe, soweit die Stadt zu-
ständig ist. Ausgenommen sind Widersprüche der Beigeordneten in beamtenrechtli-
chen Angelegenheiten, 

8. die Festsetzung der Versorgungsbezüge nach dem Beamtenversorgungsgesetz – ein-
schließlich der Entscheidung über die Anrechnung ruhegehaltsfähiger Dienst-
zeiten - und die Feststellung des Zahlungsempfängers / der Zahlungsempfängerin,  

9. die Aufnahme von Krediten.   
Die Entscheidungen hierüber sind dem Ausschuss für Finanzen und Beteiligungen 
zeitnah in geeigneter Weise zur Kenntnis zu geben.  

(3)  Die einer anderen Genehmigungsbehörde bzw. Anhörungsbehörde gegenüber ab-
zugebenden Stellungnahmen der Verwaltung in Verfahren nach dem Bundesimmissions-
schutzgesetz, dem Abfallbeseitigungsgesetz und anderen dem Umweltschutz dienenden 
Gesetzen sind vorher dem Ausschuss für Umweltschutz sowie der betroffenen Bezirksver-
tretung zur Kenntnis zu geben. 
 
Wird die Verwaltung bei gleichartigen Verfahren für Vorhaben in Nachbargemeinden nicht 
zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert, so sind die der Verwaltung für die öffent-
liche Auslegung übersandten Planunterlagen dem Ausschuss für Umweltschutz unverzüg-
lich zur Kenntnis zu geben.  
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In Planfeststellungs- und Genehmigungsverfahren nach anderen bundes- und landesrecht-
lichen Bestimmungen werden die Stellungnahmen der Verwaltung bei Vorhaben von we-
sentlicher Bedeutung vorab dem Ausschuss für Planung und Stadtentwicklung sowie der 
betroffenen Bezirksvertretung zur Kenntnis gegeben. Ist eine Kenntnisgabe vor Ablauf der 
Frist nicht möglich, erfolgt die Information in der jeweils kommenden Sitzung.  

§ 19 
Beigeordnete 

(1) Die Zahl der Beigeordneten wird auf fünf festgesetzt. 

(2) Der allgemeine Vertreter / Die allgemeine Vertreterin des Oberbürgermeisters / der 
Oberbürgermeisterin führt die Amtsbezeichnung „Stadtdirektor“ bzw. „Stadtdirektorin“, der / 
die für das Finanzwesen zuständige Beigeordnete die Amtsbezeichnung „Stadtkämmerer“ 
bzw. „Stadtkämmerin“.   
Ist oder wird der allgemeine Vertreter / die allgemeine Vertreterin als Stadtkämmerer / 
Stadtkämmerin bestellt, führt er / sie die Amtsbezeichnung „Stadtdirektor“ bzw. „Stadtdirek-
torin“, die übrigen Beigeordneten führen die Amtsbezeichnung „Stadträtin“ bzw. „Stadtrat“.  

§ 20 
Teilnahme von Bediensteten 

an den Sitzungen der Ausschüsse und der Bezirksvertretungen 

(1) Der Oberbürgermeister / Die Oberbürgermeisterin und die Beigeordneten sind be-
rechtigt und auf Verlangen eines Ausschusses in Angelegenheiten ihres Geschäftsbereichs 
verpflichtet, an dessen Sitzung teilzunehmen.  

(2) Der Leiter / Die Leiterin der Bezirksverwaltungsstelle oder sein Stellvertreter / seine 
Stellvertreterin ist verpflichtet, an den Sitzungen der Bezirksvertretung teilzunehmen.  

(3) Der Oberbürgermeister / Die Oberbürgermeisterin ist berechtigt und auf Verlangen 
einer Bezirksvertretung verpflichtet, an den Sitzungen der Bezirksvertretung mit beratender 
Stimme teilzunehmen. Er / Sie kann sich von einem/einer Beigeordneten oder einer ande-
ren leitenden Dienstkraft vertreten lassen.  

(4) Im übrigen bestimmt der Oberbürgermeister / die Oberbürgermeisterin, welche wei-
teren Bediensteten zur Teilnahme verpflichtet sind.  

§ 21 
Gleichstellung von Frau und Mann 

(1) Die Gleichstellungsstelle arbeitet auf kommunaler Ebene darauf hin, vorhandene 
Benachteiligungen von Frauen abzubauen und das verfassungsrechtliche Gebot der 
Gleichberechtigung von Frauen und Männern sowie der übrigen Gesetze zu verwirklichen, 
die der Herstellung der Gleichberechtigung dienen. In der Zuständigkeit der Gleichstel-
lungsbeauftragten liegen alle frauenrelevanten Fragen und Angelegenheiten. Als frauenre-
levant sind solche Fragen und Angelegenheiten zu verstehen, die Lebens- und Arbeitsbe-
dingungen von Frauen in anderer Weise oder in stärkerem Maße berühren als die Lebens- 
und Arbeitsbedingungen von Männern.  

(2) Die Stadt bestellt eine hauptamtlich tätige Gleichstellungsbeauftragte und eine 
Stellvertreterin.  
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(3) Die Gleichstellungsbeauftragte wirkt bei allen Vorhaben und Maßnahmen der Ge-
meinde mit, die die Belange von Frauen berühren oder Auswirkungen auf die Gleichbe-
rechtigung von Frau und Mann und die Anerkennung ihrer Stellung in der Gesellschaft ha-
ben.  

(4) Die Gleichstellungsbeauftragte kann in Angelegenheiten ihres Aufgabenbereiches 
an den Sitzungen des Verwaltungsvorstandes, des Rates und seiner Ausschüsse teilneh-
men. Ihr ist auf Wunsch das Wort zu erteilen. Sie kann die Öffentlichkeit über Angelegen-
heiten ihres Aufgabenbereiches unterrichten.  

(5) Die Gleichstellungsbeauftragte kann in Angelegenheiten, die ihren Aufgabenbe-
reich berühren, den Beschlussvorlagen des Oberbürgermeisters / der Oberbürgermeisterin 
widersprechen; in diesem Fall hat der Oberbürgermeister / die Oberbürgermeisterin den 
Rat zu Beginn der Beratung auf den Widerspruch und seine wesentlichen Gründe hinzu-
weisen.  

(6) Kommissionen, Beiräte, Verwaltungs- und Aufsichtsräte sowie sonstige Gremien 
sollen geschlechtsparitätisch besetzt werden. Bei der Aufstellung von Listen und Kandida-
turen für Wahlgremien und -organe soll auf die paritätische Repräsentanz geachtet wer-
den.  

§ 22 
Bezirksverwaltungsstellen 

Für die Stadtbezirke Wanne und Eickel wird die „Bezirksverwaltungsstelle Wanne-Eickel“, 
für die Stadtbezirke Herne-Mitte und Sodingen die „Bezirksverwaltungsstelle Herne“ einge-
richtet. 

 

IV.  SONSTIGES 
 

§ 23 
Form der öffentlichen Bekanntmachungen 

(1)  Öffentliche Bekanntmachungen, die durch Rechtsvorschrift vorgeschrieben sind, 
werden im Amtsblatt der Stadt Herne vollzogen, soweit nicht bundes- oder landesgesetz-
lich abweichende Regelungen bestehen. Das Amtsblatt hat den Titel „Amtsblatt der Stadt 
Herne“.  

(2)  Ortsübliche Bekanntmachungen, die durch Rechtsvorschrift vorgeschrieben sind, 
erfolgen in der nach Abs. 1 bestimmten Form, soweit nicht bundes- oder landesgesetzlich 
abweichende Regelungen bestehen.  

(3)  In den Fällen der Abs. 1 und 2 kann in den Angelegenheiten der Stadt Herne von 
örtlich besonderer Bedeutung eine nachrichtliche Veröffentlichung in der lokalen Ausgabe 
der Westdeutschen Allgemeinen Zeitung für das Stadtgebiet Herne erfolgen.  

§ 24 
Schriftverkehr 

Der Schriftverkehr wird unter dem Namen „Stadt Herne - Der Oberbürgermeister" bzw. 
„Stadt Herne - Die Oberbürgermeisterin" oder „Stadt Herne - Die Bezirksbürgermeisterin 
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des Stadtbezirks", bzw. „Stadt Herne - Der Bezirksbürgermeister des Stadtbezirks" geführt.  

§ 25 
Beträge 

Bei den in dieser Satzung ausgewiesenen Beträgen handelt es sich um Netto-Beträge (oh-
ne Steuern).  

§ 26 
Inkrafttreten 

Die Neubekanntmachung dieser Satzung tritt am 15.05.2016 in Kraft.  

 
NNNNNNNNNNNNNNNNNN. 

 
 
Die öffentliche Bekanntmachung der Hauptsatzung erfolgte im Amtsblatt der Stadt Herne Nr. 8/2016 
vom 13.05.2016 und in der Herner Ausgabe der WAZ am 14.05.2016. 
 
Die 1. Änderungssatzung wurde öffentlich bekanntgemacht im Amtsblatt der Stadt Herne Nr. 37/2016 
vom 16.12.2016. 
 
Die 2. Änderungssatzung wurde öffentlich bekanntgemacht im Amtsblatt der Stadt Herne Nr. 30/2017 
vom 21.07.2017. 
 
Die 3. Änderungssatzung wurde öffentlich bekanntgemacht im Amtsblatt der Stadt Herne Nr. 51/2017 
vom 22.12.2017. 
 
Die 4. Änderungssatzung wurde öffentlich bekanntgemacht im Amtsblatt der Stadt Herne Nr. 13/2018 
vom 29.03.3018. 
 


